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Anmerkungen und Antrag der FWG zum Stellenplan 2011

Sehr geehrter Herr Liebrecht,

Der Stellenplan ist eine Anlage zum Haushaltsplan, dass bedeutet man muss beides im 
Zusammenhang sehen. Die FWG Fraktion möchte aufgrund der Vorträge- und 
Antragstellungen in der letzten Personalausschusssitzung folgendes anmerken bzw. 
beantragen.

Wenn es zu den besagten Anhebungen der Stellen innerhalb des Stellenplanes 
und insbesondere zur Umsetzung des FDP Antrages bezüglich der Stellen Leiter 
Fachbereich 1.1 und stellvertretender Leiter 1.4 kommen sollte, beantragen wir wie 
in der Personalausschusssitzung bereits vorgetragen, dass im Sinne der 
Gleichbehandlung und sozialen Gerechtigkeit, die Bediensteten in den unteren 
und mittleren Besoldungsgruppen ebenfalls eine Anhebung ihrer Bezüge erfahren.

Sollte nach Auffassung des Ausschusses und des Rates nur finanzieller 
Spielraum für eine Maßnahme bestehen, beantragen wir, dass die Inhaber der 
unteren und mittleren Besoldungsgruppen vorrangig zu bedienen sind.

1. Wie allen bekannt ist, befindet sich Lage in der Haushaltssicherung.

2. Die Gefahr eines Nothaushaltes kann trotz der derzeit guten Konjunkturdaten nicht 
bestritten werden.

3.  Aus dieser Lage resultiert, wie die Tagesordnung zum Haushaltsplan ausweist, eine 
Anhebung der öffentlichen Abgaben, also der Steuern - verschiedener Beiträge und 
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besonders der Gebühren. All dies bedeutet eine enorme zusätzliche Belastung für die 
Lagenser Bevölkerung.

4. In dieser Situation einen Stellenplanentwurf mit Dotierungsmäßigen Anhebungen in 
der sog. Chefebene - Fachbereichsleiter und weiteren unmittelbar in der Führungsebene 
tätigen Personen vorzustellen und mittels Fraktionsantrag weitere Anhebungen in der 
sog. Chefetage zu fordern, können wir nicht nachvollziehen.

Bei aller Anerkennung und Wertschätzung, von Leistungen und Einsatzbereitschaft der 
Mitarbeiter, passen diese Maßnahmen nicht in die gegenwärtige Zeit und schon gar nicht 
in diese Haushaltssituation.

Wie soll die Politik derartige Beförderungs- oder Umwandlungsstellen der Bevölkerung 
erklären?

Viele Menschen - auch hier in Lage – haben anders als mindestens 90% der städtischen 
Bediensteten keinen sicheren Arbeitsplatz und werden dieses Begehren somit genauso 
wenig nachvollziehen können wie wir.

5. Vielen Bürgern dürfte nicht bekannt sein, dass positive Stellenbeschlüsse dem 
Bürgermeister die Möglichkeit geben, Beförderungen und Ernennungen ohne weitere 
Rückfragen umzusetzen.

Der Hinweis der Verwaltung, dass die Anhebungen ohne finanzielle Auswirkungen sind, 
sollte uns deshalb zu dem Schluss kommen lassen, dass diese dann auch nicht 
notwendig sind, bzw. keine Eilbedürftigkeit besteht. 

Vielmehr sollten wir beachten, dass der seit Jahrzehnten geltende Grundsatz, dass man 
sich auch als Teilzeitbeschäftigte erfolgreicher bewerben kann als aus der 
Arbeitslosigkeit heraus, uns sensibilisiert und es nicht geschehen lassen, dass es zu 
Nichtübernahmen – Azubis mit abgeschlossener Ausbildung – kommt, wenn auch eine 
andere Lösung angewandt werden könnte.

Ferner sollten wir auch beachten, dass den ohnehin nicht ausreichenden Inhabern eines 
Schwerbehindertenausweises eine Perspektive oder Anhebung geben bzw. diese 
entwickelt wird.

Außerdem hat die Verwaltung in der Vergangenheit erklärt, dass keine tarifrechtlichen 
Ansprüche ( Rechtsansprüche ) von tariflichen Mitarbeitern bestehen.

Wieso? Und dafür haben wir als FWG keine Erklärung gefunden, soll die Politik dann 
befürworten, dass im gehobenen und höheren Dienst, ohne einen vorhandenen 
Rechtsanspruch und somit freiwillig,  für einige Bedienstete eine Beförderung/ bzw. 
Umwandlung der Stelle vorgenommen werden soll?

Eine Verletzung der Fürsorgepflicht gegenüber den Mitarbeitern, ist bei einem Verzicht in 
diesem Jahr für uns nicht zu erkennen.



Wir bitten deshalb ausdrücklich, den Personal- Ausschuss und den Rat der Stadt Lage, 
angesichts der Haushaltssituation, jetzt keine Stellenanhebung im gehobenen und 
höheren Dienst vorzunehmen und stattdessen, wenn Anhebungen für notwendig 
angesehen werden und es denn machbar ist, die anderen Gruppen vorrangig zu 
berücksichtigen. 
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